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Zuständigkeit zur Abänderung eines Unterhaltstitels im internationalen Kontext 
Sachverhalt

Die VB A.  hat im Jahre 2004 einen Unterhaltsvertrag zwischen von unverheirateten Eltern (Mutter deutsche Staatsangehörige / Vater Schweizer) genehmigt, die damals Wohnsitz in A. hatten. Der Kindsvater wohnt inzwischen in Luzern und die Kindsmutter ist mit dem Kind im Jahre 2006 nach Deutschland gezogen. Die Eltern haben sich nun aussergerichtlich geeinigt, die Höhe der Unterhaltsbeiträge anzupassen. Dies offensichtlich aufgrund der niedrigen Lebenshaltungskosten, dem höheren Kindergeld und dem übrigen familienfreundlicheren Umfeld in einer Stadt in Deutschland. 

Der Kindsvater hat sich nun an uns gewandt, und die Frage gestellt, was konkret zu unternehmen sei, um eine Rechtsverbindlichkeit einzugehen und somit sicher zu stellen, dass  unser Unterhaltsvertrag nicht zusätzlich vollstreckt werden könne. Darüber hinaus will er wissen, wer nun für die Genehmigung des abgeänderten Unterhaltstitels zuständig sei.  

Unsere Fragen zum vorgenannten Sachverhalt lauten:

- Wer ist für die Genehmigung des abgeänderten Unterhaltsvertrages zuständig, wenn die Kindsmutter und Inhaberin der elterlichen Sorge in   Deutschland Wohnsitz hat und der Vater in der Schweiz?

- Wie umfassend soll bei einer allfälligen Zuständigkeit bei unserer Behörde die Rechtmässigkeit des abgeänderten Unterhaltsvertrages geprüft werden ( Ueberprüfung  Lebenshaltungskosten etc.)?

Erwägungen
1. Gemäss Art. 83 IPRG (http://www.admin.ch/ch/d/sr/2/291.de.pdf ) gilt für die Unterhaltspflicht zwischen Eltern und Kind das Haager Übereinkommen vom 2. Oktober 1973 über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht (HGU; http://www.admin.ch/ch/d/sr/i2/0.211.213.01.de.pdf ). 
2. Deutschland ist wie die Schweiz dem HGU beigetreten (Deutschland (http://www.hcch.net/index_fr.php?act=status.comment&csid=541&disp=resdn ). Damit ist es vorliegend anwendbar. 
3. Art. 1 des HGU hält ausdrücklich fest, dass das Abkommen auch für uneheliche Kinder anwendbar ist. Gemäss Art. 4 HGU ist sodann das am gewöhnlichen Aufenthalt des/-r Unterhaltsberechtigten geltende innerstaatliche Recht massgebend. Wechselt der/die Unterhaltsberechtigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt, so ist vom Zeitpunkt des Aufenthaltswechsels an das innerstaatliche Recht am neuen gewöhnlichen Aufenthalt anzuwenden. Über die Definition des  „gewöhnlichen Aufenthaltes“ ist man sich heute über die nationalen Grenzen hinweg weitgehend einig; er meint den tatsächlichen Mittelpunkt der Lebensführung. Es geht um die bestehenden Bindungen zu einem bestimmten Ort, um den diesbezüglichen Schwerpunkt der Bindungen, also um den Daseins- und Lebensmittelpunkt, der gegen aussen manifestiert wird. (D. Füllemann, Das internationale Privat- und Zivilprozessrecht des Erwachsenenschutzes, Diss. 2008, Rz. 129 f. )
Vorliegend ist somit abzuklären, inwiefern der gewöhnliche Aufenthalt in Deutschland begründet wurde. Wäre dieser in Deutschland begründet, so wäre deutsches Recht anwendbar, unter der Voraussetzung, dass die Mutter unterhaltsberechtigt ist. 
4. Gemäss Art. 10 HGU bestimmt das anzuwendende Recht unter anderem, wer zur Einleitung des Unterhaltsverfahrens berechtigt ist sowie das Ausmass der Unterhaltsleistungen. 
Sollte somit die Zuständigkeit in Deutschland sein, ist nach deutschem Recht eine Abänderung des bestehenden Vertrages vorzunehmen.  Ob ein Unterhaltsvertrag im Ausland aussergerichtlich abgeschlossen und von einer staatlichen Behörde genehmigt werden kann (so bei der deutschen „Jugendamtsurkunde“), bestimmt sich ebenfalls  nach deutschem Recht. Meines Wissens ist gemäss § 323 ZPO des deutschen Rechts eine Abänderungsklage, mit welcher auch ausländische Titel abgeändert werden können, anzustrengen (http://dejure.org/gesetze/ZPO/323.html ). 
5. Für die Anerkennung und Vollstreckung von Unterhaltsentscheidungen ist das Haager Übereinkommen vom 2. Oktober 1973 über die Anerkennung und Vollstreckung von Unterhaltsentscheidungen anwendbar (http://www.admin.ch/ch/d/sr/i2/0.211.213.02.de.pdf ) sowie das Übereinkommen über die Geltendmachung von Unterhaltsbeiträgen im Ausland, abgeschlossen in New York am 20. Juni 1956 (New Yorker-Übereinkommen, http://www.admin.ch/ch/d/sr/c0_274_15.html).
Hochschule Luzern – Soziale Arbeit

Daniel Rosch, lic. iur. / dipl. Sozialarbeiter FH / MAS Nonprofit-Management
22. Januar 2010
[image: image1.png]